
Anträge zum Entwicklungsprogramm  
Ländlicher Raum (ELR) fur das Jahr 2021 
Das Ministerium für Ernährung und Ländlicher Raum hat am 
15.05.2020 das Jahresprogramm 2021 zum Entwicklungspro-
gramm Ländlicher Raum (ELR) ausgeschrieben. Grundlage ist 
die Verwaltungsvorschrift zum Entwicklungsprogramm Länd-
licher Raum (ELR) vom 09.07.2014, ergänzt am 19.04.2016 
(www.mlr.baden-wuerttemberg.de, Stichwort „ELR“).  
Seit 25 Jahren ist das ELR in Baden-Württemberg das zentrale 
Strukturentwicklungsprogramm für den Ländlichen Raum. Mit 
seinen vier Förderschwerpunkten Innenentwicklung/Wohnen, 
Arbeiten, Grundversorgung und Gemeinschaftseinrichtungen 
bietet das ELR den Kommunen ein Förderangebot bei der Be-
wältigung aktueller Herausforderungen. Ziele des ELR sind, die 
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letzte Woche hatte ich die Beschädi-
gungen an der großen Glasfassade 
unserer Mensa thematisiert. Solche 
Aktionen scheinen sich auch in an-
deren Bereichen fortzusetzen. Je-
denfalls ist unser Betriebshof stark 
damit beschäftigt, Müll einzusam-
meln. Flaschen, Zigarettenstummel 
(und das bei der aktuellen Wald-

brandgefahr!), Pizza-Kartons, Essensreste, Papier und 
Plastik ... im Wald neben den Ruheplätzen mit Sitzbän-
ken. Sicherlich haben wir in den letzten Wochen viel er-
tragen müssen. Es ist deshalb fast verständlich, dass 
manche das Weite suchen, um sich unerlaubterweise 
mit Freunden zu treffen. Bitte sprechen Sie mit Ihren Kin-
dern und Enkeln, dass solche Aktionen nicht gut sind. 
Wenn schon gefeiert wird, dann bitte anschließend den 
anfallenden Müll mitnehmen. Damit eine Katastrophe 
vermieden werden kann, ist auf Feuer im Wald oder am 
Waldesrand auf jeden Fall zu verzichten. Vielen Dank. 
  

Die Straßenbaumaßnahmen an den Ortseingängen sind 
nahezu abgeschlossen. Lediglich die Mitfahrbank am 
»Weißen Kreuz« in Richtung Unterentersbach wird noch 
gesetzt. Im Zuge der Sanierungsarbeiten wird eine Aus-
buchtung hergestellt sowie der Gehweg gepflastert. Es 
wäre schön, wenn die Mitfahrbänke – sofern es wieder 
erlaubt ist – auch wieder rege genutzt werden. Man 
kennt die Mitfahrer in aller Regel und leistet auch noch 
einen wertvollen Beitrag für die Umwelt. 
  
Die Zufahrt auf das Keramikareal in Richtung dm-Markt 
ist nun wirklich gut ausgebaut. Die Sichtbeziehungen 
sind deutlich besser als zuvor. Herzlichen Dank an die 
ehemaligen Grundstückseigentümer, die bereit waren, 
an die Stadt die dazu erforderlichen Grundstücksflächen 
für diese sinnvolle Baumaßnahme abzugeben. Das ist 
nicht selbstverständlich. 
Auch die Zufahrten aus Ober- und Unterentersbach  
kommend sind wieder gut befahrbar. Die Straßendecke 
war wirklich in keinem guten Zustand mehr.

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger,

AAmmttll iicchhee  BBeekkaannnnttmmaacchhuunnggeenn  

ZELL A.H. 
Verantwortlich: Bürgermeister Günter Pfundstein

Genießen Sie das bevorstehende Pfingstwochenende und starten Sie gut in die neue Woche.  
Bleiben Sie gesund. 

 
Herzlichst  

Ihr  
Günter Pfundstein,  

Bürgermeister 

Aus dem Rathaus

Die Abfallabfuhr findet in den nächsten Wochen wie folgt statt: 
Zell am Harmersbach: 

Samstag, 6. Juni: Graue Tonne  
Zell-Unterharmersbach: Keine Abfuhr!  
Zell-Unterentersbach: Keine Abfuhr!  
Zell-Oberentersbach: Keine Abfuhr!

Abfall-Abfuhrtermine



ökologische und soziale Modernisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft zu unterstützen, den demographischen Verände-
rungsprozess zu gestalten und die dezentrale Siedlungs- und 
Wirtschaftsstruktur zu erhalten.  
Förderschwerpunkte 2021  
Förderschwerpunkt Grundversorgung  
Der Förderschwerpunkt Grundversorgung hat weiterhin hohe 
Priorität. Projekte aus diesem Förderschwerpunkt erhalten  
einen Fördervorrang. Vor allem Dorfläden, Dorfgaststätten, 
Metzgereien und Bäckereien sind wichtige Einrichtungen zur 
Grundversorgung. Zur Grundversorgung können auch Ärzte, 
Physiotherapeuten und Handwerksbetriebe zählen. Aufgrund 
der Bedeutung der Grundversorgung für den Ländlichen Raum 
ist die räumliche Abgrenzung nach Nr. 4.1 ELR bzgl. des För-
derschwerpunkts Grundversorgung analog dem Förder-
schwerpunkt Arbeiten erweitert. 
Weitere Informationen zum Förderschwerpunkt Grundversor-
gung sind unter der In-ternetadresse https://rp.baden-wuert-
temberg.de/Themen/Land/ELR/Seiten/ELR-An-trag-stel-
lung.aspx verfügbar.  
Innen- und Ortskernentwicklung 
Der Bedarf an zeitgemäßem, bezahlbarem Wohnraum ist 
weiterhin hoch. Etwa die Hälfte der zur Verfügung stehenden 
Fördermittel wird auch in diesem Programmjahr wieder für den 
Schwerpunkt »Innenentwicklung/Wohnen« eingesetzt. Dieser 
Förderschwerpunkt umfasst neben privaten Wohnbaumaßnah-
men u. a. auch die kommunale Verbesserung des Wohnumfel-
des. Im Fokus steht die innerörtliche Nachverdichtung, also 
vorrangig Umnutzungen leerstehender Gebäude, Aufstockun-
gen von Gebäuden sowie die Bebauung langjähriger Bau -
lücken im Ortskern. Dies schließt auch Siedlungsflächen aus 
den 60er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts ein, sofern 
diese mit dem Ortskern zusammengewachsen sind und einen 
entsprechenden Entwicklungsbedarf nachweisen. 
Förderfähig sind sowohl durch den Antragsteller oder Ver-
wandte ersten und zweiten Grades eigengenutzte Wohnungen 
(Umnutzung, Modernisierung und Neubau) als auch Mietwoh-
nungen zur Fremdnutzung (Umnutzung und Modernisierung). 
Bauvorhaben im Bestand, die in der Gebäudeeinheit aus-
schließlich Mietwohnungen oder neben eigengenutzten Woh-
nungen mehr als eine Mietwohnung enthalten, sind beihilfe-
rechtlich als »marktrelevant« zu betrachten. Eine Förderung ist 
nur unter den Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 
nach Nr. 6.3.3 ELR möglich. Weiterhin nicht zuwendungsfähig 
sind Mietwohnungen zur Fremdnutzung in Neubauvorhaben 
(Nr. 5.4 ELR), d. h. die nicht durch Umnutzung bestehender 
Bausubstanz entstehen.  
Förderzuschlag bei CO2-Speicherung 
Mit dem ELR sollen zudem bioökonomiebasierte Bauweisen 
gefördert werden. Dazu zählt die Anwendung ressourcenscho-
nender, CO2 bindender Baustoffe wie Holz. Beim überwiegen-
den Einsatz nachwachsender Rohstoffe – in der Regel dürfte 
das vor allem Holz sein –, wird der Fördersatz um 5 %-Punkte 
erhöht. 
Mit dem Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum (ELR) ver-
folgt das Land Baden-Württemberg die Zielsetzung, in Gemein-
den des ländlichen Raums die ökologische und soziale Moder-
nisierung von Wirtschaft und Gesellschaft zu unterstützen, die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen weiterzuentwickeln und zu 
verbessern, den demografischen Veränderungen zu begeg-
nen, die dezentrale Wirtschaftsstruktur des Landes zu stärken, 
der Abwanderung entgegenzuwirken, den Strukturwandel zu 
begleiten und dabei sorgsam mit den natürlichen Lebens-
grundlagen umzugehen.
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Wichtiger Hinweis: Bitte beachten Sie, dass der Verkauf erst um  
7.00 Uhr beginnt und geben Sie vorher den Marktbeschickern die 

Möglichkeit Ihren Stand aufzubauen! 
Am Samstag sind wir vertreten: 

Franz Bischler, Gengenbach, Landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
neuer Standort bei der Ritter-von-Buß-Stube 

Markus Bischler, Gengenbach, Landwirtschaftliche Erzeugnisse 
Die Blumenscheune, Blütenzauber, Karlsruhe, Pflanzen, Blumen, Obst, Gemüse 
Elisabeth Börsig, Zell a. H., Landwirtschaftliche Erzeugnisse 
Ulrike Brucker-Heitzmann, Fischerbach, Landwirtschaftliche Erzeugnisse 
Stephan Deuchler, Kehl, Obst und Gemüse 
Gärtnerei Frank, Steinach, Pflanzen, Setzlinge, 

neuer Standort beim Storchenturm 
Kilian Herp, Ortenberg, Obsterzeugnisse 
Bernd Joos, Elzach, Eigene Metzgereierzeugnisse 
Christian Schwarz, Zell a. H., eigene Metzgereierzeugnisse u. Hombacher Hof-Käse 
Angelika Welle-Männle, Backwaren, Kaffee, Kuchen 

Wir freuen uns über Ihren Besuch!

Immer samstags, von 7.00 bis 12.00 Uhr 

Zeller Städtle-Markt 
… der neue kommunikative Treffpunkt im Harmersbachtal!

Sonstiges 
Im Förderschwerpunkt Arbeiten soll vorrangig die Entflechtung 
störender Gemengelagen im Ortskern gefördert werden, zum 
Beispiel die Verlagerung eines emissionsstarken Betriebs in 
das nahegelegene Gewerbegebiet. Die frei werdende innerört-
liche Fläche kann dann anschließend einer nachbarschaftsver-
träglichen Nachnutzung zugeführt werden.  
Voraussetzung für die Aufnahme in das ELR-Programm 2021 
ist ein kommunaler Aufnahmeantrag mit aktuellen Darlegun-
gen zur strukturellen Ausgangslage und zu Entwicklungszielen. 
In Zell am Harmersbach liegt dieses Konzept für den Ortsteil 
Unterentersbach bereits vor.  
Auf den einzelnen Stufen des Auswahlverfahrens werden die 
Aufnahmeanträge im Sinne eines landesweiten Wettbewerbs in 
eine Rangfolge gebracht, die insbesondere die Ausgangslage 
der Gemeinde und die strukturelle Bedeutung der angemelde-
ten Projekte würdigt. Für die zu fördernden Maßnahmen ist der 
Nachweis, wie durch das Projekt das Klima geschützt und die 
natürlichen Lebensgrundlagen durch den effizienten Einsatz 
von natürlichen Ressourcen geschont wird, Fördervorausset-
zung. Wert wird auch auf eine zügige Umsetzung der Projekte 
und einen raschen Mittelabfluss gelegt.  
Anträge zur Förderung von Maßnahmen aus dem Entwick-
lungsprogramm Ländlicher Raum (ELR) für das Jahr 2021 kön-
nen über die Stadtverwaltung Zell am Harmersbach bis spätes -
tens 01. September 2020 gestellt werden. Die vollständigen 
Antragsunterlagen sind zu diesem Termin in 5-facher Fertigung 
vorzulegen. Die für die Antragstellung notwendigen Formulare 
können unter der Internetadresse https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/Themen/Land/ELR/Seiten/ELR-Antragstellung.aspx 
abgerufen werden. Weitere Auskünfte erhalten Sie bei Herrn 
Kammerer, Rechnungsamt, Zimmer 5, Tel. 07835/6369-24.  
Wir bitten alle Firmen und Privatpersonen, welche im Jahr 2021 
mit einer Maßnahme beginnen möchten um eine möglichst 
frühzeitige Kontaktaufnahme mit Herrn Kammerer. Es kann so-
mit abgestimmt werden, ob die geplante Maßnahme den För-
derrichtlinien entspricht und in die von der Stadt zu erstellende 
Förderantragsliste aufgenommen werden kann. Des Weiteren 
erhalten Sie auch Auskünfte, welche Unterlagen dem Förder-
antrag beizufügen sind.
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ZELL AM HARMERSBACH 
• Rathaus Zell am Harmersbach 
  Hauptstr. 19, 77736 Zell am Harmersbach 
  Telefon: 07835/63 69-0 
  Internet: www.zell.de 
  E-Mail: stadtverwaltung@zell.de 

 
  Öffnungszeiten: 
  Mo. – Fr.:       8.30 – 12.30 Uhr 
  Mo. u. Di.:    14.00 – 16.00 Uhr 
  Mittwochnachmittag geschlossen 
  Do.:             14.00 – 18.00 Uhr 
  Sa.:               9.00 – 12.00 Uhr (nur das Bürgerbüro) 

• Bürgermeister Günter Pfundstein 
  Jederzeit nach telefonischer Verein barung. Sekretariat:  
Tel. 07835/6369-23 oder 07835/6369-18 oder 07835/6369-60 
(nach Dienstschluss). 

• Hauptamt 
  Tel. 63 69-22 od. 63 69-23, E-Mail: stadtverwaltung@zell.de 

  Standesamt/Friedhofsverwaltung 
  Tel. 63 69-41, E-Mail: mueller@zell.de 

  Bürgerbüro 
  Tel. 63 69-20, E-Mail: buergerbuero@zell.de 

  Ordnungsamt  
  Öffnungszeiten: Mo. – Fr. 8.30 – 12.30 Uhr 
  Tel. 63 69-33, E-Mail: bruder@zell.de 

  Rentenangelegenheiten / Gewerbe 
  Tel. 63 69-32, E-Mail: hug-schneider@zell.de 

• Grundbuch-Einsichtstelle  
Öffnungszeit: Donnerstag: 15.30 – 17.30 Uhr 
Tel. 6369-42, E-Mail: hiss@zell.de 

• Rechnungsamt  
  Tel. 63 69-24, E-Mail: rechnungsamt@zell.de 

  Stadtkasse 
  Tel. 63 69-37, E-Mail: stadtkasse@zell.de 

• Stadtbauamt 
  Tel. 63 69-27, Fax 63 69-56, E-Mail: bauamt@zell.de 

• Baurechtsamt 
  Untere Baurechtsbehörde, Tel. 63 69-54, Fax 63 69-56, 
E-Mail: baurechtsamt@zell.de oder wiegert@zell.de    

  Sprechzeiten Stadtbauamt / Untere Baurechtsbehörde: 
  Mo., Di., Do., Fr.     8.30 – 12.30 Uhr 
  Do.nachmittag       14.00 – 18.00 Uhr 

• Tourist-Information 
  Mo. – Fr. 9 – 12.30 Uhr und Mo., Di., Do. 14 – 17 Uhr;  
  Tel. 63 69-47, Fax 63 69-46, E-Mail: tourist-info@zell.de 
  Familienbad, Telefon 5 45 44 

• Kultur- und Stadtmarketing 
  Tel.: 6369-58, E-Mail: stadtmarketing@zell.de 

• Wassermeister 
  Tel.: 0 78 35/6 30 98 25, E-Mail: wassermeister@zell.de 

• Betriebshof 
  Tel.: 0 78 35/5 44 36, E-Mail: Betriebshof@zell.de 

• Gärtnerei 
  Tel.: 0 78 35/6 30 98 24, E-Mail: Gaertnerei@zell.de

• Forstrevier Zell am Harmersbach 
  Revierleiter: Klaus Pfundstein 
  Tel.: 0 78 35/54 77 53, Fax: 0 78 35/63 06 60, 
  Mobil: 01 75/222 49 24, E-Mail: klaus.pfundstein@ortenaukreis.de 

• Amtsgericht Achern Grundbuchamt 
  Rathausplatz 4, 77855 Achern, Tel. 07841/67334-02, 
  E-Mail: poststelle@gbaachern.justiz.bwl.de, 
  www.amtsgericht-achern.de 

• Energieberatung/Informationen 
  Ortenauer Energieagentur GmbH 
  Wasserstr. 17, 77652 Offenburg, Tel. 07 81/92 46 19-0, 
  www.ortenauer-energieagentur.de, 
  info@ortenauer-energieagentur.de; 1. Beratung kostenlos 

• Bezirksschornsteinfeger: 
  Andreas Wurz, Hauptstr. 175, 77736 Zell am Harmersbach, 
  Tel.-Nr. 07835/4261012, E-Mail: andreas-wurz@t-online.de 
  Alexander Jungmann, Wasserstraße 15, 77749 Hohberg, 
  Handy: 0151/67201325, E-Mail: schornsteinfeger.jungmann@gmx.de 
 
 

ORTSVERWALTUNG UNTERHARMERSBACH 

• Öffnungszeiten 
  bis auf weiteres für den Publikumsverkehr geschlossen 
  Während der Öffnungszeiten telefonisch und per Mail erreichbar: 
  Mo. – Fr.: 8.30 – 12.30 Uhr und Do.: 14.00 – 18.00 Uhr.  
  Tel.: 0 78 35/42 69 23-0,  
  Internet: www.zell.de, E-Mail: unterharmersbach@zell.de 

• Ortsvorsteher Ludwig Schütze 
  Jederzeit nach telefonischer Vereinbarung 

• Öffnungszeiten Heimatmuseum Fürstenberger Hof 
  Das Heimatmuseum ist vorübergehend geschlossen. 
Anfragen über die Ortsverwaltung Unterharmersbach, 
Telefon: 0 78 35/4269230 

 

• Postagentur – Tourist-Info – Toto-Lotto 
  im Rathaus Unterharmersbach: Tel.: 0 78 35/42 69 23-3 
  Öffnungszeiten von Montag bis Samstag von 9 – 12 Uhr 

• Gemeindewaage Unterharmersbach 
  Die Gemeindewaage ist nur nach Vereinbarung mit der  
Ortsverwaltung Unterharmersbach geöffnet. Anmeldung  
1 Tag vorher. Tel. 0 78 35/42 69 23-0. 

 
 

ORTSVERWALTUNG UNTERENTERSBACH 

• Öffnungszeiten 
  Dienstag: 16.30 – 18.30 Uhr 
  E-Mail: unterentersbach@zell.de, Telefon 07835/3327 

• Ortsvorsteher Christian Dumin 
  Dienstag: 17.00 – 18.30 Uhr und nach Vereinbarung

Bürgerservice Stadt Zell am Harmersbach



Deutsches Rotes Kreuz 
DRK lädt dringend zur  
Blutspende in Zell a. H. ein!  
Bedarf an Blutspenden nach Lockerung der Coro-
na-Schutzmaßnahmen stark angestiegen.  

Über mehrere Wochen wurden, zur Schaffung von Personal- 
und Bettenkapazitäten für COVID-19 Patienten, nicht dringend 
erforderliche Operationen zunächst ausgesetzt, entsprechend 
reduzierte sich der Blutbedarf. Dank der überwältigenden 
Spendenbereitschaft in den vergangenen Wochen, konnte die 
Versorgung mit Blutpräparaten sichergestellt werden.  
Seit wenigen Tagen wird die Behandlungsfrequenz und Opera-
tionstätigkeit in den Kliniken wieder hochgefahren. Folge ist 
eine extreme und schnelle Bedarfssteigerung.  
Da Blutprodukte nur kurzfristig haltbar sind, konnten wäh-
rend des Shutdowns keine langfristigen Vorräte angelegt wer-
den. Der DRK-Blutspendedienst bittet daher jetzt dringend um 
ihre Blutspende am:  
Donnerstag, dem 04.06.2020, von 14.30 Uhr bis 19.30 Uhr, 
Ritter-von-Buß-Halle, Kirchstr. 17, 77736 ZELL a. H.  
Nur mit Terminreservierung!  
Flexibel auf veränderte Rahmenbedingungen zu reagieren ist 
in Zeiten des Coronavirus in allen Lebensbereichen unabding-
bar. Damit Abstandsregeln eingehalten werden können, ist ei-
ne effektive Steuerung des Besucherstroms erforderlich. Hierzu 
wurde ein Terminreservierungssystem installiert. Das DRK bit-
tet Sie unter https://terminreservierung.blutspende.de/m/zell-
am-harmersbach-rittervonbusshalle. Ihre persönliche Termin-
reservierung vorzunehmen. Dieser Service hat laut DRK 
gleichzeitig zur Reduzierung von Wartezeiten geführt. 
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Was 
Wann 
Wo? 

Zell a. H. 

VERANSTALTUNGS-
PROGRAMM

• Storchenturm-Museum   
ab Pfingstsonntag wieder geöffnet! Öffnungszeiten: Sonntag, Diens-
tag, Freitag jeweils von 14.00 – 17.00 Uhr  

• Heimatmuseum Fürstenberger Hof:  
… bis auf weiteres geschlossen!  

• Villa Haiss, Museum für Zeitgenössische Kunst 
Aktuelle Ausstellung: „3 koreanische Positionen + Steffen Fischer“ 
Öffnungszeiten: Freitag bis Sonntag 14 bis 18 Uhr 
Telefon 07835 549987  

• Zeller Keramik 
Hauptstraße 48: Werksverkauf und museale Ausstellung 
Öffnungszeiten: Montag bis Samstag 10 bis 12 Uhr  

(nicht an Feiertagen) 
Telefon 07835 786-0  

• Breig’s Motorrad- und Spielzeugmuseum 
Öffnungszeiten: Dienstag bis Sonntag 10 bis 17 Uhr 
Telefon 07835 4267801

Vereinsnachrichten 
Zell am Harmersbach 

Bistros, Cafés, Gaststätten, Hotels und  
Vesperstuben in Zell am Harmersbach 
Bitte beachten Sie die Betriebsferien der einzelnen Häuser!  
Cafés:                                                  Ruhetage:       Telefon: 
• Café »Alt Zell«                                 Montag             07835/6317157 
• Caféhaus »Dreher«                         kein Ruhetag   07835/548805 
• Eiscafé Hirschgarten  

»Costa Smeralda«                          kein Ruhetag   07835/4218926 
• Eiscafé »Venezia«                           kein Ruhetag   07835/2179978 
• »Stadtcafé« am Storchenturm       kein Ruhetag   07835/426278 
• Café »Welle-Männle«                     kein Ruhetag   07835/468 
 
Bistros & Gaststätten:                    Ruhetage:       Telefon: 
• »Asia Bistro«                                   kein Ruhetag   07835/630707 
• Bistro »Florian«                               Sonntag/Montag 07835/65401 
• Bistro »Picknick«                            Montag             07835/54406 
• Bistro »Wagner«                              Sonntag           07835/634990 
• Bar »Zum Augenblick«                  Montag             07835/6341558 
• »Cheers«                                         Montag             07835/65407 
• Clubheim »FV Unterharmersbach« Donnerstag      07835/631333 
• Clubheim »ZFV«                                                       07835/5660 
• Gasthof »Adler«                              Dienstag           07835/286 
• Gasthof »Berger«                            Mo. und Di.      07835/7579 
• Gasthof »Grüner Hof«                    Donnerstag      07835/6330 
• Gasthaus »Ochsen«                       Montag             07835/7240 
• Gasthaus »Rebstock«                    Samstag           07835/7589 
• Gasthaus »Schwarzer Adler«        Dienstag           07835/4219929 
• Gasthof »Waldhorn«                       Montag             07835/7105 
• »Kiosk am Park«                             kein Ruhetag   07835/548748 
• »La Piazza«                                     Dienstag           07835/426055 
• Landgasthof »Zum Pflug«              Montag             07835/429 
• Pizzeria »Krone«                             Mittwoch          07835/5658 
• »Poseidon«                                      Montag             07835/548750 
• Restaurant »Bräukeller«                Montag             07835/548800 
•»s’Schwarz-Webers                                                 07835/5400811 
• Zeller Imbiss                                   kein Ruhetag   07835/6313870 
• »Zeller Pils-Pub«                            kein Ruhetag   07835/1307 
• »Zum Jumbo« 
• »Zum Töpfer«                                 Montag             07835/549561

Aufgrund der aktuellen Lage informieren Sie  
sich zusätzlich über Öffnungszeiten  

und Angebote bitte direkt bei den Gasthäusern.

Hotels:                                            Ruhetage:       Telefon: 
• Hotel »Klosterbräustuben«           kein Ruhetag   07835/7840 
• Hotel »Sonne«                                 Mi. und Do.      07835/63730 
• Hotel-Gasthof »Kleebad«                Montag             07835/3315 
 
Vesperstuben:                                Ruhetage:       Telefon: 
• »Bergwirtschaft Durben«              Mo./Di.             0171/4092086 
      Mittwoch bis Freitag 11 bis 19 Uhr sowie  

Samstag, Sonntag und Feiertage 11 bis 20 Uhr geöffnet!  
• »Kuhhornkopfhütte«                                                
      An Sonn- und Feiertagen 10 – 18 Uhr geöffnet!   
• »Oberbure-Hof«                             Montag             07835/549830 
    Hinterhambacher Besenwirtschaft geschlossen, 

Abholservice mit Vorbestellung Fr. – So., 16 – 20 Uhr, bis 21.06.    
• Vesperstube »Erbsengrund«                                  07835/6312949 
    Sa., So. und Feiertage 12 bis 18 Uhr geöffnet 

– im Sommer bis 19 Uhr – Montag bis Freitag auf Anfrage!
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Sozialverband VdK  
informiert:  

– Gesetzliche Unfallversicherung  
und Homeoffice 

– Absage Termine Entenrennen und  
Sommertreff 2020  

Weitere Infos  lesen Sie unter den Vereinsmitteilungen der Ge-
meinde Oberharmersbach in diesem Amtsblatt auf Seite 32.  
  

�������	
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Für Blutspender besteht kein erhöhtes Risiko, sich auf Blut-
spendeterminen mit dem Coronavirus anzustecken. Bereits seit 
geraumer Zeit werden Maßnahmen ergriffen, die eine größt-
mögliche Sicherheit aller Anwesenden auf den Spendetermi-
nen gewährleisten. Hierzu zählt eine Temperaturmessung be-
reits am Eingang, die kontrollierte Aufforderung zur Handdes-
infektion sowie die Rückstellung von Spendern, die sich in den 
letzten vier Wochen im Ausland aufgehalten haben oder Kon-
takt zu SARS-CoV-2 infizierten Menschen hatten. Blutspender 
erhalten bei der Blutspende eine Schutzmaske (MNS-Maske). 
Menschen mit grippalen oder Erkältungs-Symptomen oder 
Durchfall werden generell nicht zur Blutspende zugelassen. Be-
reits am Eingang wird nach diesen Symptomen gefragt und 
ggf. der Einlass in das Spendelokal verwehrt. Nach derzeitigem 
Stand der Wissenschaft wird das Virus nicht über eine Blut-
spende übertragen. Deshalb wird auf den Blutspendeaktionen 
keine SARS-CoV-2-Testung des gespendeten Blutes durchge-
führt. Weitere Blutspendetermine oder Informationen erhalten 
Sie unter www.blutspende.de oder unter der gebührenfreien 
Service-Hotline 0800-1149411. 

 
Wer darf Blut spenden? 
Blutspender müssen mindestens 18 Jahre alt und gesund sein. 
Bei der ersten Spende sollte ein Alter von 65 nicht überschrit-
ten werden. Bis zum 73. Geburtstag ist derzeit eine Blutspende 
möglich, vorausgesetzt der Gesundheitszustand lässt dies zu. 
Bei einer ärztlichen Voruntersuchung wird die Eignung zur 
Blutspende jeweils tagesaktuell geprüft. Bis zu sechs Mal inner-
halb eines Jahres dürfen gesunde Männer spenden, Frauen bis 
zu vier Mal innerhalb von 12 Monaten. Zwischen zwei Spen-
den liegen mindestens acht Wochen. Bitte zur Blutspende den 
Personalausweis mitbringen! 

 
Warum ist Blutspenden beim DRK so wichtig? 
Blutspender sind „Lebensretter“, etwa 112 Millionen Blutspen-
den werden weltweit pro Jahr benötigt. Mit einer Blutspende 
kann bis zu drei Schwerkranken oder Verletzten geholfen wer-
den. In der Bundesrepublik Deutschland werden jährlich von 
den Blutspendediensten des Deutschen Roten Kreuzes ca. 3 
Millionen Vollblutspenden fur die Versorgung der Kliniken in 
Deutschland bereitgestellt. Das Deutsche Rote Kreuz sichert 
auf diese Weise ca. 75 Prozent der notwendigen Blutversor-
gung in der Bundesrepublik Deutschland, nach strengen ethi-
schen Normen – freiwillig, gemeinnutzig und unentgeltlich – 
rund um die Uhr an 365 Tagen im Jahr. 
 
 

 

Hundesportverein  
Biberach/Zell 
Aktuelle Trainingszeiten 

 
Die aktuellen Trainingszeiten der Hundesportgruppen auf un-
serem Hundesportplatz im Bünd 2 in Zell sind:  
Dienstag 18 Uhr: Es steht Kopfarbeit, Konzentration und Koor-
dination auf dem Programm bei der Trainingsgruppe „Aktiv mit 
Hund“.  
Mittwoch 18.30 Uhr:  
Vorbereitung auf die Begleithundeprüfung   
Freitag nur nach vorheriger Absprache: IPG-Training mit den 
drei Disziplinen Fährte, Unterordnung und Schutzdienst  
Samstag: Offenes Training für 
13 Uhr Welpen 
14 Uhr Junghunde 
15 Uhr Fortgeschrittene 
16 Uhr Turnierhundesport (THS)  
Alle Hundehalter, auch Nichtvereinsmitglieder, sind zum unver-
bindlichen Schnuppertraining herzlich eingeladen.  
Weitere Informationen und unsere Corona-Regeln finden Sie 
unter www.hsv-biberach-zell.de 

  
 

Allgemeine  
Bekanntmachungen

Gutschein oder Geld zurück? 
Verbraucherzentralen bieten kostenloses Online-Tool und Webinar-
sprechstunde zu aktueller Rechtslage  
• Interaktiver Corona-Vertrags-Check beantwortet häufige Verbraucher -

fragen: https://www.vz-bw.de/der-coronavertragscheck-46455  
• Kostenloses Webinar der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg 

zum Thema Reiserücktritt und Veranstaltungsausfall am 4.6.2020  
Abgesagte Veranstaltungen, ge-
schlossene Fitnessstudios und 

mehr: Aufgrund der Corona-Krise können Verbraucherinnen und Ver -
braucher zahlreiche Angebote nicht nutzen. Doch wer muss zahlen, 
wenn die Anbieter nicht leisten können? Und wann müssen Ver braucher 
sich mit Gutscheinen zufrieden geben? Die Rechtslage ist komplex und 
von aktuellen Entwicklungen geprägt. Das interaktive Tool „Corona-Ver-
trags-Check“ der Verbraucherzentralen bietet Ant worten auf die häufig-
sten Fragen rund um abgesagte Ver an stal tungen, Käufe im Laden -
geschäft, Kurse und andere Dienstleistungen.  
Seit letzter Woche ist klar: Verbraucher müssen sich für vor dem 8. März 
gekaufte Konzerttickets mit einem Gutschein zufrieden geben. Grund 
dafür ist eine aktuelle gesetzliche Änderung. Den für die Hochzeit ge-
buchten DJ müssen sie dagegen auch weiterhin grundsätzlich nicht be-
zahlen, die Ver eins mitgliedschaft schon. Denn was am Ende gezahlt 
werden muss, hängt immer vom Einzelfall ab. Diese Situation führt zu 
zahlreichen Fragen. Auf den Webseiten der Verbraucherzentralen kön-
nen Nutzer sich die wichtigs ten Antworten für ihren Fall nun selbst gene-
rieren: https://www.vz-bw.de/der-coronavertragscheck-46455  
„Die Rechtslage ist für Verbraucher nicht zuletzt aufgrund der aktuellen 
Änderungen unübersichtlich. Unser interaktives Angebot soll Nutzern 
Antworten zu den häufigsten Fragen bieten, ohne dass sie viel Zeit mit 
der Lektüre juristischer Texte verbringen müssen“, sagt Oliver Buttler, 
Experte für Vertragsrecht bei der Verbraucherzentrale Baden-Württem-
berg.  
In manchen Fällen kann die interaktive Abfrage jedoch nicht helfen. 
„Wenn zahlreiche individuelle Faktoren eine Rolle spielen, ist es besser, 
eine persönliche Beratung in Anspruch zu nehmen“, so Buttler.  
Der Corona-Vertrags-Check wurde im bundesweiten Projekt „Wirt-
schaftlicher Verbraucherschutz“ erstellt, gefördert durch das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz.

Beachten Sie auch die amtlichen Mitteilungen  
in diesem Verkündblatt unter den »Gemeinsamen 

Bekannt machungen« ab Seite 33!
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         Darüber hinaus sind die Hygienehinweise des Kultusministeriums zu 
beachten.  

(3)     Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfungen an Pfle-
geschulen, an Schulen für Gesundheitsfachberufe und an Fachschu-
len für Sozialwesen im Zuständigkeitsbereich des Sozialministeriums 
und für Tätigkeiten im Rettungsdienst sind gestattet, sofern dies unter 
Wahrung der in Absatz 2 Satz 1 angeführten Grundsätze des Infek-
tionsschutzes möglich ist.  

(4)     Bei dem gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustellen, dass  
         1.   die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand von mindes-

tens 1,5 Metern zwischen den Tischen besteht, und 
         2.   Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von mindestens 1,5 

Metern zwischen den Personen gewährleistet ist. 
 

§ 1a 
Einschränkung des Betriebs an Kindertageseinrichtungen, 

Grundschulförderklassen, Schulkindergärten und Kindertagespflegestellen  
(1)     Bis zum Ablauf des 14. Juni 2020 ist der Betrieb von Schulkindergär-

ten, Grundschulförderklassen und Kindertageseinrichtungen sowie 
die Kindertagespflege untersagt, soweit nicht nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 7 die Wiederaufnahme des Betriebs gestattet ist.  

(2)     Der Betrieb der Schulkindergärten, Grundschulförderklassen und Kin-
dertageseinrichtungen ist gestattet für Kinder,  

         1.   die nach § 1b Absatz 2 zur Teilnahme an der erweiterten Notbe-
treuung berechtigt sind, 

         2.   mit einem vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder der Lei-
tung der Einrichtung festgestellten besonderen Förderbedarf, 
oder 

         3.   die nach den Nummern 1 und 2 nicht zur Teilnahme berechtigt 
sind, sofern nach Aufnahme der dort genannten Kinder noch Auf-
nahmekapazitäten innerhalb der in Absatz 3 genannten Grenzen 
verbleiben.  

         Die Entscheidung über die Aufnahme der Kinder trifft die Leitung der 
Einrichtung. Sofern eine Auswahlentscheidung erforderlich ist, weil 
die Nachfrage nach Betreuungsplätzen die Betreuungskapazitäten 
übersteigt, entscheidet die Gemeinde, in der die Einrichtung ihren Sitz 
hat, nach pflichtgemäßem Ermessen.  

(3)     Die zulässige Höchstgruppengröße ist einzuhalten. Diese beträgt die 
Hälfte der in der Betriebserlaubnis genehmigten Gruppengröße. Die 
Einrichtungsleitung kann im Benehmen mit dem Träger der Einrich-
tung und der Gemeinde die Gruppengröße reduzieren, sofern dies er-
forderlich ist, um die Schutzhinweise nach Absatz 4 einzuhalten.  

(4)     Die gemeinsamen Schutzhinweise für Kindertageseinrichtungen des 
Kommunalverbands für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 
31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) 
geändert worden ist, wird verordnet: 
 

§ 1 
Einschränkung des Betriebs an Schulen  

(1)     Bis zum Ablauf des 14. Juni 2020 sind  
         1. der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung außerunterricht-

licher und anderer schulischer Veranstaltungen an den öffentlichen 
Schulen und den Schulen in freier Trägerschaft, 

         2. die Nutzung schulischer Gebäude für nichtschulische Zwecke, 
         3. der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grund-

schule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte sowie Horte an der 
Schule 

         untersagt, soweit nicht nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 die 
Wiederaufnahme des Betriebs gestattet ist.  

(2)     Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfungen an den 
öffentlichen Schulen und den Schulen in freier Trägerschaft, der Be-
trieb von Schulmensen sowie die Veranstaltungen außerschulischer 
Bildungsträger, die der Vorbereitung auf schulische Abschlussprüfun-
gen dienen, sind gestattet, sofern dies unter Wahrung folgender 
Grundsätze des Infektionsschutzes und den durch die Verordnung 
des Kultusministeriums nach § 1d für die Wiederaufnahme des Be-
triebs getroffenen Bestimmungen möglich ist:  

         1.    es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwischen den Per-
sonen einzuhalten; die Gruppengrößen sind hieran auszurichten; 
von den Vorgaben des Mindestabstands sind nur solche Tätigkei-
ten ausgenommen, bei denen eine engere körperliche Nähe nicht 
zu vermeiden ist, 

         2.    der tägliche Betriebsbeginn, das tägliche Betriebsende und die 
Pausen sollen insbesondere durch eine zeitliche Staffelung so or-
ganisiert werden, dass das Abstandsgebot nach Nummer 1 und 
eine Trennung von Schülergruppen eingehalten werden können, 

         3.    die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleisten, dass die er-
forderlichen Hygienemaßnahmen durchgeführt werden können, 
insbesondere müssen 

                a) ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der Hände beste-
hen und ausreichend Hygienemittel wie Seife und Einmalhand-
tücher zur Verfügung stehen; sofern dies nicht gewährleistet ist, 
müssen Handdesinfek-tionsmittel zur Verfügung gestellt wer-
den, 

                b) alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten gelüftet wer-
den, 

         4.   die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfolgen, Handkon-
taktflächen müssen regelmäßig, nach Möglichkeit mehrmals täg-
lich, mit einem tensidhaltigen Reinigungsmittel gereinigt werden. 

Verordnung der Landesregierung über infektionsschützende  
Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2 

(Corona-Verordnung – CoronaVO)1 
Vom  9. Mai 2020 (in der ab 27. Mai 2020 gültigen Fassung)

1 nichtamtliche konsolidierte Fassung nach Inkrafttreten von Artikel 1 der Zweiten Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 26. Mai 2020 (notverkün-
det gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung)  



der Unfallkasse Baden-Württemberg und des Landesgesundheitsam-
tes Baden-Württemberg in ihrer jeweils aktuellen Fassung sind umzu-
setzen.  

(5)     Der Umfang der Betreuung in der Kindertageseinrichtung wird von 
den vorhandenen Ressourcen sowie von den in den Absätzen 3 und 4 
genannten Bedingungen bestimmt und kann hinter dem des Regelbe-
triebs zurückbleiben; für die Kinder der erweiterten Notbetreuung 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bestimmt sich der Betreuungsum-
fang nach § 1b Absatz 4. Die Betreuung erfolgt in der Einrichtung, die 
das Kind bisher besucht hat, in konstanten Gruppen.  

(6)     Der Betrieb der Kindertagespflegestellen ist gestattet, sofern  
         1. die in Absatz 4 genannten Grundsätze des Infektionsschutzes ge-

wahrt werden und 
         2. die Betreuung in konstant zusammengesetzten Gruppen stattfin-

det; es ist nicht zulässig, dass ein durch die Pflegeerlaubnis vorge-
sehener Platz zwischen Kindern geteilt wird.  

(7)     Bei dem gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustellen, dass  
         1. die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand von mindestens 

1,5 Metern zwischen den Tischen besteht, und 
         2. Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von mindestens 1,5 

Metern zwischen den Personen gewährleistet ist. 
 

§ 1b. 
Erweiterte Notbetreuung  

(1)     Für Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, in Grundschulstufen 
an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren, Grund-
schulförderklassen, Schulkindergärten und in den Klassenstufen 5 bis 
7 an den auf der Grundschule aufbauenden Schulen sowie für Kinder 
in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, soweit sie noch 
nicht wieder am Betrieb der Einrichtung oder der Tagespflegestelle 
teilnehmen, wird eine erweiterte Notbetreuung eingerichtet.  

(2)     Berechtigt zur Teilnahme an der erweiterten Notbetreuung sind Kin-
der, für die der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe feststellt, 
dass die Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des Kin-
deswohls erforderlich ist. Ebenfalls teilnahmeberechtigt sind Kinder, 
deren Erziehungsberechtigte beide  

         1.   einen Beruf ausüben, dessen zugrundeliegende Tätigkeit zur Auf-
rechterhaltung der kritischen Infrastruktur nach Absatz 8 beiträgt, 
oder 

         2.   eine präsenzpflichtige berufliche Tätigkeit außerhalb der Woh-
nung wahrnehmen  

         und dabei unabkömmlich sowie durch ihre berufliche Tätigkeit an der 
Betreuung gehindert sind. Der Unabkömmlichkeit beider Erziehungs-
berechtigten nach Satz 2 steht es gleich, wenn eine Person alleinerzie-
hend ist und sie die Voraussetzungen nach Satz 2 Nummer 1 oder 2 
erfüllt. Alleinerziehenden gleichgestellt sind Erziehungsberechtigte 
dann, wenn die oder der weitere Erziehungsberechtigte aus schwer-
wiegenden Gründen an der Betreuung gehindert ist; die Entschei-
dung über die Zulassung einer solchen Ausnahme trifft unter Anle-
gung strenger Maßstäbe die Gemeinde, in der die Einrichtung ihren 
Sitz hat. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 ist durch Vor-
lage einer entsprechenden Bescheinigung des Arbeitgebers bezie-
hungsweise des Dienstherrn zu belegen. Bei selbständig oder freibe-
ruflich Tätigen tritt an die Stelle der Bescheinigung nach Satz 5 die ei-
gene Versicherung, dass die Voraussetzungen nach Satz 2 vorliegen. 
Die Erziehungsberechtigten nach Satz 2 und Alleinerziehende nach 
Satz 3 haben darüber hinaus zu versichern, dass eine familiäre oder 
anderweitige Betreuung nicht möglich ist.  

(3)     Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht ausreichen, 
um für alle nach Absatz 2 teilnahmeberechtigten Kinder die Teilnahme 
an der erweiterten Notbetreuung zu ermöglichen, sind vorrangig die 
Kinder aufzunehmen,  

         1. bei denen mindestens einer der Erziehungsberechtigten oder die 
oder der Alleinerziehende in der kritischen Infrastruktur nach Ab-
satz 8 tätig und unabkömmlich ist, 

         2. für die der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe feststellt, 
dass die Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des 
Kindeswohls erforderlich ist, oder 

         3. die im Haushalt einer oder eines Alleinerziehenden leben. 

         Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht ausreichen, 
um die nach den Satz 1 Nummer 1 bis 3 teilnahmeberechtigten Kinder 
aufzunehmen, entscheidet die Gemeinde, in der die Einrichtung ihren 
Sitz hat, nach pflichtgemäßem Ermessen über die Aufnahme der Kin-
der.  

(4)     Die erweiterte Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf den Zeit -
raum des Betriebs der Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 oder § 1a, den 
sie ersetzt, und kann darüber hinaus auch die Ferienzeiträume sowie 
Sonn- und Feiertage umfassen. Sie findet in der jeweiligen Einrich-
tung, die das Kind bisher besucht hat, durch deren Personal und in 
konstant zusammengesetzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon 
sind nur in besonders zu begründenden Fällen zulässig und sind von 
der jeweiligen Einrichtungsleitung im Benehmen mit dem Träger der 
Einrichtung und der Gemeinde zu entscheiden.  

(5)     Die in der erweiterten Notbetreuung zulässige Gruppengröße beträgt 
bei Kindertageseinrichtungen höchstens die Hälfte der in der Be-
triebserlaubnis genehmigten Gruppengröße, in Schulen höchstens 
die Hälfte des für die Regelklassen der jeweiligen Schulart maßgeb-
lichen Klassenteilers. Die gemeinsamen Schutzhinweise für Kinder -
tageseinrichtungen des Kommunalverbands für Jugend und Soziales 
Baden-Württemberg, der Unfallkasse Baden-Württemberg und des 
Landesgesundheitsamtes Baden-Württemberg sowie die Hygiene -
hinweise des Kultusministeriums für die Schulen in ihrer jeweils ak-
tuellen Fassung sind zu beachten. Die Einrichtungsleitung kann im 
Benehmen mit dem Träger der Einrichtung und der Gemeinde die 
Gruppengröße reduzieren, sofern dies erforderlich ist, um diese 
Schutzhinweise einzuhalten. Beim gemeinsamen Verzehr von Speisen 
ist sicherzustellen, dass ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwi-
schen den Tischen besteht und die Stehplätze so gestaltet sind, dass 
ein Abstand von 1,5 Metern zwischen den Personen gewährleistet ist.  

(6)     Vom Mindestpersonalschlüssel des § 1 der Kindertagesstättenverord-
nung kann in der erweiterten Notbetreuung abgewichen werden, so-
fern die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht dennoch uneingeschränkt 
möglich ist.  

(7)     (aufgehoben)  
(8)     Kritische Infrastruktur im Sinne des Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sind 

insbesondere  
         1.   die in den §§ 2 bis 8 der BSI-Kritisverordnung (BSI-KritisV) be-

stimmten Sektoren Energie, Wasser, Ernährung, Informations-
technik und Telekommunikation, Gesundheit, Finanz- und Versi-
cherungswesen, Transport und Verkehr, 

         2.    die gesamte Infrastruktur zur medizinischen und pflegerischen 
Versorgung einschließlich der zur Aufrechterhaltung dieser Ver-
sorgung notwendigen Unterstützungsbereiche, der Altenpflege 
und der ambulanten Pflegedienste, auch soweit sie über die Be-
stimmung des Sektors Gesundheit in § 6 BSI-KritisV hinausgeht, 

         3.   die ambulanten Einrichtungen und Dienste der Wohnungslosen-
hilfe, die Leistungen nach §§ 67 ff. des Zwölften Buchs Sozialge-
setzbuch erbringen, sowie gemeindepsychiatrische und sozial-
psychiatrische Einrichtungen und Dienste, die einem Versor-
gungsvertrag unterliegen, und ambulante Einrichtungen und 
Dienste der Drogen- und Suchtberatungsstellen, 

         4.   Regierung und Verwaltung, Parlament, Organe der Rechtspflege, 
Justizvollzugs- und Abschiebungshaftvollzugseinrichtungen so-
wie notwendige Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
(einschließlich der Einrichtungen gemäß § 36 Absatz 1 Nummer 4 
IfSG) sowie die in den § 1 Absatz 1 und § 1a genannten Einrichtun-
gen, 

         5.   Polizei und Feuerwehr (auch Freiwillige) sowie Notfall- und Ret-
tungswesen einschließlich Katastrophenschutz sowie die Einhei-
ten und Stellen der Bundes-wehr, die mittelbar oder unmittelbar 
wegen der durch das Virus SARS-CoV-2 verursachten Epidemie 
im Einsatz sind, 

         6.   Rundfunk und Presse, 
         7.    Beschäftigte der Betreiber beziehungsweise Unternehmen für 

den öffentlichen Personennahverkehr und den Schienenperso-
nenverkehr sowie Beschäftigte der lokalen Busunternehmen, so-
fern sie im Linienverkehr eingesetzt werden, 

         8.   die Straßenbetriebe und Straßenmeistereien sowie 
         9.   das Bestattungswesen.
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(9)     Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, deren bisher besuchte Ein-
richtung einem Betriebsverbot unterliegt und für die keine Ausnahme 
nach dieser Verordnung vorgesehen ist, dürfen die betreffende Ein-
richtung nicht betreten. Die Personensorgeberechtigten haben für die 
Beachtung der Betretungsverbote zu sorgen. 

 
§ 1c 

Ausschluss von der Teilnahme, Betretungsverbot  
(1)     Ausgeschlossen von der Teilnahme an dem Betrieb der Einrichtungen 

nach §§ 1 und 1a und von der erweiterten Notbetreuung nach § 1b 
sind Schülerinnen, Schüler sowie Kinder,  

         1.   die in Kontakt zu einer infizierten Person stehen oder standen, 
wenn seit dem Kontakt mit einer infizierten Person noch nicht  
14 Tage vergangen sind, oder 

         2.   die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Temperatur 
aufweisen.  

(2)     Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, denen die Teilnahme am Be-
trieb durch die Einrichtung oder Tagespflegestelle noch nicht wieder 
gestattet wurde, unterliegen einem Betretungsverbot. Die Personen-
sorgeberechtigten haben für die Beachtung der Betretungsverbote zu 
sorgen.  

§ 1d 
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen  

(1)     Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung  

         1.   die Betriebsuntersagungen nach den §§ 1 und 1a sowie die er-
weiterte Notbetreuung nach § 1b lageentsprechend auszuweiten 
oder einzuschränken, 

         2.   für die in den §§ 1 und 1a genannten Einrichtungen weitere Be-
stimmungen zu den Schularten, Klassenstufen, Fächern oder Al-
tersgruppen zu treffen, für die der Betrieb wiederaufgenommen 
wird, und Gruppengrößen festzulegen, und 

         3.   für die in § 4 Absatz 1 Nummer 2 genannten Einrichtungen, soweit 
sie zu schulischen Abschlüssen oder schulischen Lehramtsbefä-
higungen führen, weitere Bedingungen und Modalitäten für die 
Wiederaufnahme des Betriebs insoweit festzulegen.  

(2)     Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung  

         1.   die Gestattung des Unterrichtsbetriebs einschließlich der Durch-
führung von Prüfungen an den in § 1 Absatz 3 genannten Einrich-
tungen einzuschränken oder auszuweiten und 

         2.   für die in § 1 Absatz 3 genannten Einrichtungen weitere Bestim-
mungen zur Wiederaufnahme, zum Betreten und zur Durchfüh-
rung des Schul- und Prüfungsbetriebs sowie zu den einzuhalten-
den Maßnahmen zum Infektionsschutz zu treffen.  

§ 2 
Hochschulen, Akademien des Landes  

(1)     Der Studienbetrieb in den Universitäten, Pädagogischen Hochschu-
len, Kunst- und Musikhochschulen, Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften, der Dualen Hochschule Baden-Württemberg, den Aka-
demien des Landes sowie in den privaten Hochschulen bleibt bis zum 
Ablauf des 14. Juni 2020 ausgesetzt; digitale Formate sind unbescha-
det dessen zulässig. Praxisveranstaltungen, die spezielle Labor- bzw. 
Arbeitsräume an den Hochschulen erfordern (zum Beispiel Labor-
praktika, Präparierkurse), sind nur unter besonderen Schutzmaßnah-
men möglich, wenn sie zwingend notwendig sind.  

(2)     Mensen und Cafeterien bleiben geschlossen. Die Studierendenwerke 
können unter entsprechender Anwendung von § 1 Absatz 4 in Verbin-
dung mit § 4 Absatz 3 Mensen und Cafeterien zur Nutzung ausschließ-
lich durch immatrikulierte Studierende, Doktoranden und Beschäftig-
te der Hochschulen öffnen. Das Hygienekonzept ist den Nutzerinnen 
und Nutzern zugänglich zu machen.  

(3)     In Gebäuden und auf dem Gelände der Hochschulen und Akademien 
sind unbeschadet von Absatz 1 alle Veranstaltungen, Ansammlungen 
und sonstigen Zusammenkünfte von jeweils mehr als zehn Personen 
bis zum Ablauf des 14. Juni 2020 verboten. Dies gilt nicht für Gebäude 
und Einrichtungen der Universitätsklinika und sonstige kritische Ein-
richtungen im Sinne von § 1b Absatz 8. § 3 Absätze 3, 6 und 7 finden 
entsprechende Anwendung. 

(4)     Unter Einhaltung der zum Zwecke des Infektionsschutzes gebotenen 
Regelungen können Zusammenkünfte zur Durchführung von Hoch-
schulzugangsverfahren, Aufnahmeprüfungen und Auswahlverfahren, 
einschließlich Studierfähigkeitstests, sowie von Forschung und Lehre, 
einschließlich Prüfungen, die vom Rektorat abweichend von den Ein-
schränkungen nach Absatz 1 und 3 ausnahmsweise zugelassen wer-
den, stattfinden; dies gilt auch für hochschulische Veranstaltungen 
außerhalb des Geländes der Hochschulen und Akademien.  

(5)     Die Hochschulen und Akademien gewährleisten in ihren Gebäuden 
und auf ihrem Gelände die Einhaltung angemessener Infektions-
schutzmaßnahmen. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend. Näheres bestim-
men die Rektorate, wobei sie über diese Mindestanforderungen hin-
ausgehen dürfen, sofern dies zum Zwecke des Infektionsschutzes ver-
hältnismäßig ist.  

(6)     Zur Vorbereitung und Durchführung von Abschlussprüfungen sowie 
für den planmäßigen Abschluss der Studien- und Ausbildungsab-
schnitte, die planmäßige Zulassung zum Vorbereitungs- und Ausbil-
dungsdienst oder zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung können ferner Ausnahmen von Absatz 1 und 3 zugelas-
sen werden  

         1.   vom Innenministerium in Bezug auf die Hochschule für Polizei  
Baden-Württemberg und 

         2.   vom Justizministerium in Bezug auf die Hochschule für Rechts-
pflege Schwetzingen.  

(7)     Über die Nachholung von ausgefallenen Veranstaltungen und Prüfun-
gen entscheidet die Hochschule oder Akademie in eigener Verantwor-
tung. Die Hochschulen und Akademien sorgen im Rahmen des recht-
lich und tatsächlich Möglichen dafür, dass die Studierenden alle im 
Sommersemester 2020 vorgesehenen Studienleistungen gegebenen-
falls in modifizierter Form erbringen können und zugleich die Studier-
barkeit gewährleistet ist.  

(8)     Absätze 1 bis 7 gelten für das „Präsidium Bildung der Hochschule für 
Polizei“ entsprechend. 

 
§ 3 

Einschränkung des Aufenthalts im öffentlichen Raum und von  
Ansammlungen, Pflicht zum Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen  

(1)     Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist bis zum Ablauf des 14. Juni 
2020 nur alleine oder im Kreis der Angehörigen des eigenen sowie ei-
nes weiteren Haushalts gestattet. Zu anderen Personen ist im öffent-
lichen Raum, wo immer möglich, ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
einzuhalten. Personen ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr müs-
sen zum Schutz anderer Personen vor einer Verbreitung des SARS-
CoV-2-Virus  

         1.   im öffentlichen Personenverkehr, an Bahn- und Bussteigen, im 
Wartebereich der Anlegestellen von Fahrgastschiffen sowie in 
Flughafengebäuden und 

         2.   in den Verkaufsräumen von Ladengeschäften und allgemein in 
Einkaufszentren  

         eine nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine vergleichbare Mund-
Nasen-Bedeckung tragen, wenn dies nicht aus medizinischen Grün-
den oder aus sonstigen zwingenden Gründen unzumutbar ist oder 
wenn nicht ein anderweitiger mindestens gleichwertiger baulicher 
Schutz besteht.  

(2)     Außerhalb des öffentlichen Raums sind Veranstaltungen und sonstige 
Ansammlungen von jeweils mehr als zehn Personen vorbehaltlich des 
Selbstorganisationsrechts des Landtages und der Gebietskörper-
schaften bis zum Ablauf des 14. Juni 2020 verboten. Dieses Verbot gilt 
nicht, wenn die teilnehmenden Personen ausschließlich  

         1.   in gerader Linie verwandt sind, wie beispielsweise Eltern, Großel-
tern, Kinder und Enkelkinder, 

         2.   Geschwister und deren Nachkommen sind oder 
         3.   dem eigenen Haushalt angehören  
         sowie für deren Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner 

oder Partnerinnen oder Partner. Die Untersagung nach Satz 1 gilt na-
mentlich für Zusammenkünfte in Vereinen, sonstigen Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen sowie öffentlichen und privaten Bildungseinrichtun-
gen außerhalb der in den §§ 1 und 1a genannten Bereiche.
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(3)     Ausgenommen von dem Verbot nach den Absätzen 1 und 2 sind  
Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte, 
wenn sie  

         1.   der Aufrechterhaltung des Arbeits- und Dienstbetriebs einschließ-
lich der innerbetrieblichen und -dienstlichen Aus- und Weiterbil-
dung, 

         2.   der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
         3.   der Daseinsfür- oder -vorsorge, 
         4.   der medizinischen Versorgung, wie beispielsweise der Gewin-

nung von Blutspenden und der gesundheitsbezogenen Selbsthil-
fe im Sinne von § 20h des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch  
(SGB V), wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 
im Sinne von § 4 Absatz 3 getroffen werden, oder 

         5.   der Wahrnehmung der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 des 
Grundgesetzes  

         zu dienen bestimmt sind. Satz 1 Nummer 1 gilt insbesondere für Ver-
anstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte der Ge-
richte, der Staatsanwaltschaften sowie der Notarinnen und Notare des 
Landes. Bei Versammlungen nach Satz 1 Nummer 5 haben die Teil-
nehmer untereinander und zu anderen Personen, wo immer möglich, 
im öffentlichen Raum einen Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhal-
ten. Versammlungen im Sinne des Versammlungsgesetzes können 
verboten werden, sofern der Schutz vor Infektionen anderweitig, ins-
besondere durch Auflagen, nicht sichergestellt werden kann.  

(4)     Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen von Kirchen sowie  
Religions- und Glaubensgemeinschaften zur Religionsausübung sind 
zulässig. Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Vorgaben zum Infektionsschutz und 
sonstige ausführende Regelungen für Veranstaltungen und sonstige 
Ansammlungen nach Satz 1, ferner für alle Bestattungen, Totengebete 
sowie rituelle Leichenwaschungen zu erlassen.  

(5)     Die zuständigen Prüfungsbehörden können zur Durchführung von 
Staatsprüfungen, einschließlich der Kenntnisprüfungen, Ausnahmen 
von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 sowie von § 2 und § 4 
Absatz 1 Nummer 2 zulassen.  

(6)     Veranstaltungen mit mehr als 500 Teilnehmern, auch in Betrieben, Be-
hörden und Einrichtungen, sind bis zum Ablauf des 31. August 2020 
untersagt; bei der Bemessung der Teilnehmerzahl bei Publikumsver-
anstaltungen bleiben die Beschäftigten und sonstigen Mitwirkenden 
außer Betracht. Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 sowie Sätze 3 und 4 gelten 
entsprechend. Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung über die vorstehenden Absätze 
sowie die §§ 1 bis 2 und § 4 Absatz 6 und die auf deren Grundlage er-
lassenen Rechtsverordnungen hinaus Veranstaltungen im Sinne des 
Satzes 1 mit bis zu 100 Teilnehmern einschließlich der Proben und 
Vorbereitungsarbeiten zu gestatten und hierfür zum Schutz vor einer 
Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 spezielle Bedingungen und An-
forderungen, insbesondere Hygienevorgaben und maximale Teil-
nehmerzahlen, festzulegen.  

(7)     Die zuständigen Behörden können aus wichtigem Grund unter Aufla-
gen zum Schutz vor Infektionen Ausnahmen vom Verbot nach den Ab-
sätzen 1, 2 und 6 Satz 1 zulassen. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor, wenn  

         1.   Ansammlungen und sonstige Veranstaltungen der Aufrechterhal-
tung der kritischen Infrastruktur im Sinne von § 1b Absatz 8 die-
nen oder 

         2.   es sich um gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltungen handelt 
und eine Verlegung des Termins nicht möglich ist. 

 
§ 3a 

Verordnungsermächtigung für Maßnahmen  
für Ein- und Rückreisende  

Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung unbeschadet der §§ 5 und 6 Regelungen für Ein- und 
Rückreisende zur Bekämpfung des Virus SARS-CoV-2 zu erlassen, insbe-
sondere  
1.      die Absonderung von Personen, die aus einem Staat außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland einreisen, in geeigneter Weise gemäß § 
30 Absatz 1 Satz 2 IfSG,

2.      die Pflicht von Personen nach Nummer 1 gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG, sich bei den für sie zuständigen Behörden zu melden und auf 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die Absonderung hinzuwei-
sen, 

3.      die Beobachtung von Personen nach Nummer 1 gemäß § 29 IfSG und 
4.      berufliche Tätigkeitsverbote für Personen nach Nummer 1 gemäß § 31 

IfSG einschließlich solcher, die sich gegen Personen richten, die ihren 
Wohnsitz außerhalb von Baden-Württemberg haben, 

 
sowie Ausnahmen hiervon und Auflagen einschließlich weiterer Anordnun-
gen hierzu gemäß § 28 Absatz 1 IfSG vorzuschreiben. 
 

§ 4 
Einschränkung des Betriebs von Einrichtungen 

 
(1)     Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum Ablauf des 14. Juni 

2020 für den Publikumsverkehr untersagt: 
 

         1.   Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Theater, Schau-
spielhäuser, Freilichttheater, 

         2.   Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akademien, 
Fortbildungseinrichtungen, Volkshochschulen, Musikschulen und 
Jugendkunstschulen, soweit diese nicht in den §§ 1, 1a oder 2 ge-
regelt sind, 

         3.   Kinos, 
         4.    Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, Saunen, 
         5.   alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten, ins-

besondere Fitnessstudios, sowie Tanzschulen und ähnliche Ein-
richtungen, 

         6.   Jugendhäuser, 
         7.    Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen; unter-

sagt ist auch jede sonstige Ausübung des Prostitutionsgewerbes 
im Sinne von § 2 Absatz 3 des Prostituiertenschutzgesetzes, 

         8.   Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Bars, Shisha-Bars, 
Clubs, Diskotheken und Kneipen, 

         9.   Messen, nichtkulturelle Ausstellungen, Freizeitparks und Anbieter 
von Freizeitaktivitäten, Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

         10. öffentliche Bolzplätze, 
         11.  Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmobilstellplät-

ze; eine Beherbergung darf ausnahmsweise zu geschäftlichen, 
dienstlichen oder, in besonderen Härtefällen, zu privaten Zwecken 
erfolgen, und 

         12. Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr. 
 
(2)     Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen: 
 
         1.   der Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten, 
         2.   Speisewirtschaften im Sinne von § 1 Absatz 1 Nummer 2 des 

Gaststättengesetzes, 
         3.   Abhol- und Lieferdienste, 
         4.   Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentlicher 

Einrichtungen, wobei § 1 Absatz 4 entsprechende Anwendung fin-
det, 

         5.    Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- und 
Ausbildungszwecken sowie zur Aufrechterhaltung des Dienstbe-
triebs erforderlich sind, 

         6.   Bibliotheken, auch an Hochschulen, und Archive, 
         7.    Museen, Freilichtmuseen, Ausstellungshäuser und Gedenkstät-

ten, 
         8.   Autokinos, 
         9.   zoologische und botanische Gärten, 
         10. Bildungseinrichtungen jeglicher Art im Sinne von Absatz 1 Num-

mer 2 einschließlich der Abnahme von Prüfungen, ausgenommen 
Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen, soweit 
die Voraussetzungen nach Absatz 6 erfüllt sind, 

         11.  Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen, wenn und 
soweit der Betrieb durch Rechtsverordnung nach Absatz 7 gestat-
tet ist, 

         12. öffentliche Spielplätze, 
         13. Fahr- und Flugschulen, wobei abweichend von Absatz 3 die 

Grundsätze des Infektionsschutzes nach § 1 Absatz 2 Satz 1 und 
§ 1 Absatz 4 entsprechend gelten, 

         14. Häfen und Flugplätze, 
         15. Freiluftsportanlagen, wenn und soweit der Betrieb durch Rechts-

verordnung nach Absatz 8 zugelassen ist,
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         15a. ab 2. Juni 2020 alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und 
Sportstätten, insbesondere Fitnessstudios, sowie Tanzschulen 
und ähnliche Einrichtungen, wenn und soweit der Betrieb durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 8 zugelassen ist, 

         16. Anbieter von Freizeitaktivitäten im Freiluftbereich, ausgenommen 
Freizeitparks, 

         16a. ab 29. Mai 2020 Freizeitparks und allgemein Anbieter von Frei-
zeitaktivitäten, 

         17. Campingplätze im Fall von Übernachtungen in Wohnwagen, Wohn-
mobilen oder festen Mietunterkünften, Wohnmobilstellplätze so-
wie die Beherbergung in Ferienwohnungen und vergleichbaren 
Wohnungen, jeweils soweit eine Selbstversorgung ohne die Benut-
zung von Gemeinschaftseinrichtungen erfolgt, 

         18. ab 29. Mai 2020 allgemein Beherbergungsbetriebe, Campingplät-
ze und Wohnmobilstellplätze, 

         19. ab 2. Juni 2020 Schwimm- und Hallenbäder sowie Thermal- und 
Spaßbäder zum Zwecke des Anbietens von Schwimmkursen und 
Schwimmunterricht einschließlich der Abnahme von Prüfungen 
sowie für Trainingseinheiten von Sportvereinen und andere Ange-
bote an Vereinsmitglieder, wenn und soweit der Betrieb durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 8 zugelassen ist, 

         20. die Fahrgastschifffahrt, 
         21. Kultureinrichtungen jeglicher Art einschließlich Kinos, wenn und 

soweit der Betrieb durch Rechtsverordnung nach Absatz 4 zuge-
lassen ist, und 

         22. Messen, nichtkulturelle Ausstellungen, Spezialmärkte und ähnli-
che Einrichtungen, wenn und soweit der Betrieb durch Rechtsver-
ordnung nach Absatz 4 zugelassen ist.  

(3)     Besucher und Kunden von Einrichtungen und Betrieben mit Publi-
kumsverkehr haben, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vor-
handen sind, wo immer möglich einen Mindestabstand von 1,5 Me-
tern zu anderen Personen einzuhalten und an den in § 3 Absatz 1 Satz 
3 angeführten Orten eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Ausge-
nommen von der Abstandspflicht sind Angehörige des eigenen und 
eines weiteren Haushalts; außerhalb des öffentlichen Raums gilt die 
Abstandspflicht nicht für erlaubte Veranstaltungen und Ansammlun-
gen nach § 3 Absatz 2. Betriebe und Einrichtungen mit Publikumsver-
kehr haben darauf hinzuwirken, dass im Rahmen der örtlichen Gege-
benheiten und des Notwendigen der Zutritt gesteuert wird und Warte-
schlangen vermieden werden. Insbesondere ist darauf hinzuwirken, 
dass gemäß den Sätzen 1 und 2 Abstand gehalten wird. Die Abstands-
pflicht gilt nicht, soweit eine engere körperliche Nähe nicht zu vermei-
den ist, insbesondere bei Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Ver-
sorgung mit Heil- und Hilfsmitteln und Pflegehilfsmitteln, der Erbrin-
gung ärztlicher, zahnärztlicher, psychotherapeutischer, pflegerischer 
und sonstiger Tätigkeiten der Gesundheitsversorgung und Pflege im 
Sinne des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch und des Elften Buchs So-
zialgesetzbuch (SGB XI) sowie der Erbringung von As-sistenzleistun-
gen im Sinne des Neunten Buchs Sozialgesetzbuch einschließlich der 
Ermöglichung von Blutspenden.  

(4)     Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung den Betrieb von Einrichtungen, soweit nicht in den 
nachfolgenden Absätzen oder in anderen Vorschriften dieser Verord-
nung nähere Bestimmungen getroffen sind, im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Ministerium zu gestatten und hierzu Bedingungen 
und Anforderungen, insbesondere über Absatz 3 hinausgehende 
oder davon abweichende Hygienevorgaben, festzulegen.  

(5)     Das Sozialministerium und das Wirtschaftsministerium werden ge-
mäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverord-
nung über Absatz 3 hinausgehende oder davon abweichende Hygie-
nevorgaben für Einzelhandelsbetriebe, Handwerker, Vergnügungs-
stätten, Betriebe in den Bereichen Tattoo und Piercing, Massage, Kos-
metik, Nagelpflege und Fußpflege, Sonnenstudios, Beherbergungs-
betriebe, Camping- und Wohnmobilstellplätze, Freizeitparks sowie für 
das Gaststättengewerbe festzulegen.  

(6)     Für Bildungseinrichtungen nach Absatz 2 Nummer 10 gelten abwei-
chend von Absatz 3 die Grundsätze des Infektionsschutzes nach § 1 
Absatz 2 Satz 1 sowie § 1 Absatz 4 entsprechend. Die Wiederaufnah-
me des Betriebs erfolgt  

         1.   an Einrichtungen, in denen Fortbildungen im Rahmen der Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung nach §§ 81 ff. SGB III, Berufs-
vorbereitungsmaßnahmen nach §§ 51 ff. SGB III, Maßnahmen zur 

außerbetrieblichen Ausbildung nach §§ 73 ff. SGB III oder gleich-
artige Maßnahmen nach § 16 SGB II stattfinden, soweit die Teil-
nehmenden bis 31. Dezember 2020 eine Prüfung ablegen wer-
den, 

         2.   an Industrie- und Handelskammern einschließlich deren Auftrag-
nehmern, die Unter-richtungen nach § 33c Absatz 2 Nummer 2 
und § 34a Absatz 1a Nummer 2 der Gewerbeordnung oder § 4 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Gaststättengesetzes durchführen, 

         3.   zum Ablegen von Abschlussprüfungen nach dem Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) und der Handwerksordnung (insbesondere Gesel-
len-, Meister- und Fortbildungsprüfungen) sowie vergleichbarer 
berufsbezogener Abschlussprüfungen (insbesondere Sach- und 
Fachkundeprüfungen) durch Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern und Innungen oder das Regierungspräsi-
dium Tübingen – Landesstelle für Straßentechnik, wobei das Ab-
legen der genannten Abschlussprüfungen auch in Räumen außer-
halb von Schulen und Einrichtungen zulässig ist, 

         4.   an Einrichtungen, die keine Schulen nach § 2 des Schulgesetzes 
für Baden-Württemberg sind und in denen Aufstiegsfortbildungen 
stattfinden, die die Vorausset-zungen für §§ 2 und 2a des Geset-
zes zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung erfüllen, 

         5.   an Einrichtungen, in denen Kurse der überbetrieblichen Berufs-
ausbildung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und § 5 Absatz 2 Num-
mer 6 BBiG sowie nach § 26 Absatz 2 Nummer 6 der Handwerks-
ordnung stattfinden; Unterrichtungen sind möglich für Kursteil-
nehmer im zweiten, dritten und vierten Lehrjahr ihrer Ausbildung, 

         6.   an Weiterbildungs- und Fortbildungsstätten der Pflege- und Ge-
sundheitsberufe, 

         7.    an gesetzlich sowie staatlich anerkannten Ausbildungsstätten im 
Sinne des § 7 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes, 

         8.   an amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten im Sinne 
des § 36 des Fahrlehrergesetzes (FahrlG) einschließlich der Fahr-
lehrerprüfung nach § 8 FahrlG, 

         9.   an Ausbildungsstätten, die Qualifizierungsmaßnahmen für Schie-
nenverkehr durchführen, die mit nachweispflichtigen Qualifikatio-
nen (NAQ) abgeschlossen werden, 

         10. an Einrichtungen, in denen Leistungen zur schulischen Bildung, 
zur Integration, zur deutschen Sprachbildung oder zur nach dem 
Zweiten oder dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch geförderten Bil-
dung erbracht werden, zur Vorbereitung einschließlich Nachhilfe 
auf anstehende schulische Prüfungen, insbesondere Schulfrem-
denprüfungen an Schulen nach § 1, zur Durchführung von Integra-
tionskursen und Kursen für Deutsch als Zweitsprache und zur 
Durchführung von Abschlusskursen, die nach dem Zweiten oder 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch gefördert werden, einschließ-
lich der Abnahme von mit derartigen Bildungsangeboten verbun-
dener Prüfungen, und 

         11.  an Einrichtungen, die Erste-Hilfe-Schulungen oder Sanitätsausbil-
dungen anbieten.  

         Das für den Gegenstand des Bildungsangebots jeweils fachlich zu-
ständige Ministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Erbringung weiterer Bildungsangebote  
zuzulassen und hierfür sowie für Angebote nach Satz 2 über Satz 1 
hinausgehende oder davon abweichende Hygienevorgaben festzule-
gen; dies kann auch im Wege einer innerdienstlichen Anordnung er-
folgen.  

(7)     Das Kultusministerium und das Sozialministerium werden gemäß § 32 
Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung Bedin-
gungen und Modalitäten für die Wiederaufnahme des Betriebs an Mu-
sikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen, etwa zu zulässi-
gen Unterrichtsangeboten, Unterrichtsformen und Gruppengrößen, 
sowie über Absatz 4 hinausgehende oder davon abweichende Hygie-
nevorgaben festzulegen.  

(8)     Das Kultusministerium und das Sozialministerium werden gemäß § 32 
Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung für alle 
öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten einschließ-
lich Schwimm- und Hallenbäder und Thermal- und Spaßbäder sowie 
Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen Bedingungen und Anforde-
rungen für die Wiederaufnahme des Betriebs, Höchstgruppengrößen, 
zulässige Trainingsformate sowie über Absatz 3 hinausgehende oder 
davon abweichende Hygienevorgaben festzulegen.  

         Darüber hinaus können sie durch gemeinsame Rechtsverordnung für 
den Profisport den Betrieb weitergehend gestatten und Regelungen 
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nach Satz 1 sowie zur Absonderung von Profisportlern sowie deren 
Trainern, Betreuern und weiteren beteiligten Personen treffen.  

(9)     Das Sozialministerium und das Verkehrsministerium werden gemäß § 
32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung 
über Absatz 3, auch in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 3, hinausge-
hende oder davon abweichende Hygienevorgaben für den öffent-
lichen Personenverkehr und den touristischen Verkehr festzulegen. 

 
§ 4a 

Einrichtungen nach § 111a SGB V  
(1)     In allen Einrichtungen nach § 111a SGB V ist die Durchführung von 

Mutter-Kind- und Vater-Kind-Maßnahmen untersagt.  
(2)     Andere Kinder dürfen Einrichtungen nach § 111a SGB V nicht betre-

ten.  
(3)     Die Leitung der Einrichtung kann nach Abwägung aller Umstände 

Ausnahmen von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 unter Aufla-
gen zum Infektionsschutz zulassen. Bei der Abwägung sind insbeson-
dere die erhöhten Infektionsgefahren in der Einrichtung und für die 
sich in ihr aufhaltenden Personen zu berücksichtigen.  

(4)     Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung bis zum Außerkrafttreten dieser Verordnung ab-
weichend von den Absätzen 1 bis 3 Bedingungen oder Anforderun-
gen für den Betrieb von Einrichtungen nach § 111a SGB V nach Maß-
gabe näherer Bestimmungen insbesondere zum Infektionsschutz fest-
zulegen. 

 
§ 5 

Erstaufnahmeeinrichtungen  
(1)     Personen, die in einer Landeserstaufnahmeeinrichtung gemäß § 3 

des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) aufgenommen werden, 
dürfen bis zum Ablauf des 14. Juni 2020 für einen Zeitraum von 14 Ta-
gen nach Beginn ihrer Unterbringung gemäß § 6 Absatz 1 

         FlüAG den ihnen jeweils zugewiesenen Unterbringungs- und Versor-
gungsbereich nicht verlassen. Das zuständige Regierungspräsidium 
kann den Betroffenen jederzeit neue Unterbringungs- und Versor-
gungsbereiche zuweisen und Ausnahmen von der Verpflichtung des 
Satzes 1 anordnen.  

(2)     Das Innenministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung weitergehende Regelungen zur Separierung be-
stimmter Personengruppen innerhalb der Landeserstaufnahmeein-
richtungen zu erlassen. 

 
§ 6 

Maßnahmen zum Schutz besonders gefährdeter Personen  
(1)     Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 5 IfSG, 

teilstationäre Ein-richtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstüt-
zungsbedarf oder mit Behinderungen einschließlich Kurzzeitpflege so-
wie teilstationäre Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe dürfen nicht 
mehr zu Besuchszwecken betreten werden. Über den Zugang zu  

         1.   Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkran-
kenhäuser für Gerontopsychiatrie, 

         2.   psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie 
         3.   kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern,  
         jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die 

Leitung der jeweiligen Einrichtung.  
(2)     Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstüt-

zungsbedarf oder mit Behinderungen, stationäre Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe, ambulant betreute Wohnprojekte der Woh-
nungslosenhilfe sowie von einem Anbieter verantwortete ambulant be-
treute Wohngemeinschaften nach dem Wohn-, Teilhabe- und Pflege-
gesetz (WTBG) dürfen nicht mehr zu Besuchszwecken betreten wer-
den. Die Leitung der Einrichtung kann den Zutritt zu Besuchszwecken 
erlauben, wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 
getroffen werden können. Ausgenommen von dem Betretungsverbot 
nach Satz 1 sind Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen, 
wenn mit Blick auf die körperliche Konstitution der Bewohner nicht 
von einem erhöhten Infektionsrisiko ausgegangen werden muss. Die 
Leitung der Einrichtung entscheidet, ob eine Ausnahme nach Satz 3 
vorliegt, und weisen darauf in der Information nach Absatz 10 hin. 

(3)     Der Zutritt von externen Personen zu den in Absatz 1 und 2 genannten 
Einrichtungen aus sonstigen, insbesondere beruflichen oder familiä-
ren Gründen ist nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Lei-
tung der Einrichtung gestattet. Im Falle der Gewährung des Zutritts 
sind geeignete Vorkehrungen zum Infektionsschutz zu treffen.  

(4)     Den in § 7 genannten Personen ist der Zutritt zu den in Absatz 1 und  
2 genannten Einrichtungen untersagt. Wenn diese Personen eine Ein-
richtung zum Zweck der Behandlung oder Aufnahme betreten wollen, 
ist vorab das Einverständnis der Leitung der Einrichtung einzuholen. 
Ausnahmen von Satz 2 sind nur in Notfällen zulässig. Soweit möglich, 
sind auch in diesen Fällen Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu 
ergreifen.  

(5)     Bewohnerinnen und Bewohner von stationären Einrichtungen für 
Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf und ambulant be-
treuten Wohngemeinschaften nach § 4 Absatz 2 WTBG haben das 
Verlassen sowie unverzüglich die Rückkehr in die Einrichtung bei der 
Einrichtung anzuzeigen. Während des Aufenthalts außerhalb der Ein-
richtung sind Sozialkontakte außerhalb des öffentlichen Raums zu 
mehr als weiteren vier Personen verboten. Bei der Rückkehr in die Ein-
richtung ist beim Einlass unverzüglich eine Händedesinfektion vorzu-
nehmen. Bewohnerinnen und Bewohner, die die Einrichtung verlas-
sen, sind verpflichtet, nach der Rückkehr in den Gemeinschaftsberei-
chen der Einrichtung für die Dauer von 14 Tagen eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, wenn dies nicht aus medizinischen Gründen 
oder aus sonstigen Gründen unzumutbar ist. Das gilt entsprechend, 
wenn die Bewohnerin oder der Bewohner in einem Doppelzimmer 
lebt, in Situationen, in denen dort ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
zu Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern nicht eingehalten werden 
kann.  

(6)     Zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und des Pflege-
betriebs können in der Einrichtung tätige Personen, denen nach Ab-
satz 4 der Zutritt untersagt wäre, nach Abwägung die berufliche Tätig-
keit in der Einrichtung unter Beachtung von Schutzmaßnahmen fort-
setzen. Die Entscheidung über die Fortsetzung der Tätigkeit und die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen trifft die Leitung der Einrichtung.  

(7)     Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 und 4 können durch die Leitung 
der Einrichtung für nahestehende Personen im Einzelfall, beispiels-
weise im Rahmen der Sterbebegleitung oder zur Begleitung eines er-
krankten Kindes, zugelassen werden, wenn geeignete Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen getroffen werden.  

(8)     Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von 
Pflege werden, so-weit sie als Gruppenangebote durchgeführt wer-
den, aufgrund einer erhöhten Ansteckungsgefahr, insbesondere für 
die besonders betroffenen vulnerablen Gruppen, einstweilen einge-
stellt. Zu den nach Satz 1 eingestellten Angeboten zählen insbesonde-
re:  

         1.   Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB XI in Verbin-
dung mit § 6 Absatz 1 der Unterstützungsangebote-Verordnung 
(UstA-VO) wie 

                a) Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend kognitiven 
Einschränkungen, zum Beispiel demenziell erkrankte pflegebe-
dürftige Menschen) und 

                b) Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeitausfahrten für 
behinderte und pflegebedürftige Menschen; 

         2.   Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
SGB XI in Verbindung mit § 7 UstA-VO, soweit sie als Gruppenver-
anstaltung angelegt sind, und 

         3.   Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbindung mit § 8 
UstA-VO.  

(9)     Über die Zutrittsverbote nach den Absätzen 1 bis 4 ist durch die Ein-
richtungen in einer vor Zutritt gut sichtbaren Weise, beispielsweise 
durch einen auffälligen Aushang an den Zugangstüren, zu informie-
ren.  

(10)   Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, für  
         1.   Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 bis  

5 IfSG, 
         2.   teilstationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und  

Unterstützungsbedarf oder mit Behinderungen einschließlich 
Kurzzeitpflege sowie teilstationäre Einrichtungen der Wohnungs-
losenhilfe,
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         3.   stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstüt-
zungsbedarf oder mit Behinderungen, stationäre Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe, ambulant betreute Wohnprojekte der 
Wohnungslosenhilfe sowie von einem Anbieter verantwortete am-
bulant betreute Wohngemeinschaften nach dem Wohn-, Teilhabe- 
und Pflegegesetz, 

         4.   Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von 
Pflege, insbesondere 

                a) Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB XI in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 1 der Unterstützungsangebote-Verord-
nung (UstA-VO) wie 

                aa) Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend kogniti-
ven Einschränkungen, beispielsweise demenziell erkrankte 
pflegebedürftige Menschen) und 

                bb) Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeitausfahrten 
für behinderte und pflegebedürftige Menschen, 

                b) Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 SGB XI in Verbindung mit § 7 UstA-VO und 

                c) Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbindung mit 
§ 8 UstA-VO  

         nähere Regelungen, die von den vorstehenden Absätzen ganz oder 
teilweise abweichen können, zu einer lageangepassten Verwirkli-
chung des Schutzes vor einer Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 im 
Hinblick auf Bedienstete, Bewohner, Besucher und sonstige Dritte 
durch Rechtsverordnung festzulegen. In der Rechtsverordnung kann 
insbesondere festgelegt werden, dass  

         1.    diese Einrichtungen und Angebote nicht oder nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen oder in räumlich, zeitlich und personell ein-
geschränktem Umfang betreten, verlassen oder sonst wahrge-
nommen werden dürfen, 

         2.    bestimmte Konzepte zum Hygieneschutz zu erstellen und Infor-
mationspflichten zu erfüllen sind, 

         3.   bestimmte Hygienevorgaben einzuhalten sind, insbesondere ein 
Mindestabstand oder das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, 

         4.   die Leitung der Einrichtung Namen und Adresse von Besuchern 
zur Nachverfolgung beim Auftreten von Infektionen erheben und 
bis zu vier Wochen speichern darf und 

         5.   bei Nichteinhaltung der Vorgaben oder sonstigem Auftreten infek-
tionsrelevanter Umstände eine sofortige Beendigung eines Be-
suchs der Einrichtung oder des Angebots durch die Leitung erfol-
gen kann. 

 
§ 7 

Betretungsverbote  
In den in § 1 Absatz 1, § 1a Absatz 1 und § 2 Absatz 1 genannten Einrichtun-
gen gilt, soweit deren Betrieb nicht gänzlich eingestellt wird, ein generelles 
Betretungsverbot für Personen, die in Kontakt zu einer infizierten Person 
stehen oder standen, wenn seit dem Kontakt mit einer infizierten Person 
noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder die Symptome eines Atemwegsin-
fekts oder erhöhte Temperatur aufweisen. 
 

§ 8 
Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz  

(1)     Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, bleibt von dieser Verordnung 
unberührt. Für den Erlass von Maßnahmen nach dem Infektions-
schutzgesetz ist das Sozialministerium zuständige oberste Polizeibe-
hörde. Das Sozialministerium übt die Fachaufsicht für Maßnahmen 
der nach § 1 Absatz 6 der Verordnung des Sozialministeriums über 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Orts-
polizeibehörden aus.  

(2)     Das Sozial- und das Innenministerium werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zur Verarbeitung personenbe-
zogener Daten zwischen Gesundheitsbehörden, Ortspolizeibehörden 
und dem Polizeivollzugsdienst zu regeln, soweit dies aus Gründen des 
Infektionsschutzes erforderlich ist  

         1.   zum Schutz der Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugs-
dienstes sowie der Beschäftigten der Ortspolizeibehörden vor An-
steckung bei Einsätzen, 

         2.   zur Anordnung, Durchführung, Überwachung und des Vollzugs 
von Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz,

         3.   zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz und auf seiner Grundlage ergange-
ner Rechtsverordnungen und 

         4.   zur Prüfung der Haft- oder Unterbringungsfähigkeit sowie der Er-
forderlichkeit einer isolierten Unterbringung in Gewahrsamsein-
richtungen und Justizvollzugsanstalten. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten  
(1)     Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 IfSG han-

delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
         1.    entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 sich im öffentlichen Raum aufhält, 
         2.   entgegen § 3 Absatz 1 Satz 3 oder § 4 Absatz 3 Satz 1 keine 

Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 
         3.   entgegen § 3 Absatz 2 an einer Veranstaltung oder sonstigen An-

sammlung von jeweils mehr als zehn Personen teilnimmt, 
         4.   entgegen § 3 Absatz 7 Auflagen zum Schutz vor Infektionen nicht 

einhält, 
         5.    entgegen § 4 Absatz 1 eine Einrichtung betreibt, 
         6.   entgegen § 4 Absatz 3 Satz 4 nicht darauf hinwirkt, dass zwischen 

Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten wird, 
         7.    entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 einen ihm zugewiesenen Unterbrin-

gungs- und Versorgungsbereich verlässt, 
         8.   entgegen § 6 Absatz 1, 2 oder 4 eine der dort genannten Einrich-

tungen betritt, 
         9.   entgegen § 6 Absatz 8 Betreuungs- und Unterstützungsangebote 

im Vor- und Umfeld von Pflege anbietet oder 
         10. entgegen § 7 eine der genannten Einrichtungen betritt.  
(2)     In Rechtsverordnungen nach § 1d, § 3 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 6 

Satz 3, § 3a, § 4 Absätze 4 bis 9, § 4a Absatz 4, § 5 Absatz 2 und § 6 
Absatz 10 können Bußgeldbewehrungen für den Fall von Zuwider-
handlungen gegen die darin enthaltenen Bestimmungen vorgesehen 
werden. 

 
§ 10 

Inkrafttreten  
(1)     § 4 Absätze 5 und 8 dieser Verordnung treten am Tag nach ihrer Ver-

kündung in Kraft.  
(2)     Im Übrigen tritt diese Verordnung am 11. Mai 2020 in Kraft. Gleichzei-

tig tritt die Corona-Verordnung vom 17. März 2020, die zuletzt durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 2. Mai 2020 (notverkündet gemäß § 4 
des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter http://www.baden-
wuerttemberg.de/corona-verordnung) geändert worden ist, außer 
Kraft. 

 
§ 11 

Außerkrafttreten  
Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 außer Kraft, mit Ausnahme von § 3 
Absatz 6 Sätze 1 und 2, die am 31. August 2020 außer Kraft treten. Sofern in 
dieser Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist, gelten die Maßnah-
men bis zum Außerkrafttreten der Verordnung.  
Stuttgart, den 9. Mai 2020  

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 
Kretschmann 

                    Strobl                                  Sitzmann 
                    Dr. Eisenmann                    Bauer 
                    Untersteller                         Dr. Hoffmeister-Kraut 
                    Lucha                                  Hauk 
                    Wolf                                     Hermann 
                    Erler

9

GEMEINSAME BEKANNTMACHUNGEN · Freitag, 29. Mai 2020

Bitte beachten:  
Ab dem 2. Juni 2020 gilt eine weitere Fassung der CoronaVO. Diese 
können Sie u.a. über die Homepage der Gemeinde Biberach 
(https://www.biberach-baden.de/pb/coronavirus.html) einsehen.  
Bitte berücksichtigen Sie immer die in der Rechtsverordnung ge-
nannten Termine, ab welchen die jeweiligen Neuerungen gelten.
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Wasserentnahme aus Bächen und  
Flüssen verboten 
An Bächen und Flüssen darf derzeit kein Wasser entnommen werden, 
um landwirtschaftliche Flächen oder Hausgärten zu beregnen. Die  
Untere Wasserbehörde des Landratsamtes Ortenaukreis weist darauf 
hin, dass bei dem momentan herrschenden Niedrigwasser auch die In-
haber von Wasserrechten diese nur im erlaubten Umfang ausüben dür-
fen. Die in den wasserrechtlichen Entscheidungen definierten Mindest-
wasserabgaben sind strikt einzuhalten.  
Aufgrund der geringen Regenfälle sind die Pegelstände der Gewässer 
im Ortenaukreis schon jetzt im Frühjahr auf kritische Werte gesunken. 
Nach den Wettervorhersagen ist weiterhin nicht mit größeren Nieder-
schlagsmengen zu rechnen. Die Regenschauer der letzten Woche konn-
ten kaum zu einer Entspannung der Niedrigwassersituation beitragen. 
Auch die Wassertemperaturen werden in den nächsten Wochen steigen. 
Aus diesem Grund hat die Untere Wasserbehörde im Landratsamt Orte-
naukreis die Wasserentnahme ab sofort untersagt. Die aktuellen Pegel-
stände sind im Internet auf den Seiten der Hochwasservorhersagezen-
trale HVZ unter www.hvz.baden-wuerttemberg.de abrufbar. 
Die geringe Wasserführung und die steigenden Wassertemperaturen 
belasten sowohl die Tiere als auch die Pflanzen im Gewässer. Gerade in 
Zeiten mit hohen Temperaturen ist es besonders wichtig, dass die Was-
serläufe nicht völlig austrocknen. Führen die Fließgewässer nicht ausrei-
chend Wasser wird die Selbstreinigungskraft des Gewässers gemindert, 
vermehrter Algenwuchs und auch Schäden und Ausfälle für die Fische-
rei wären die Folge. „Wir appellieren an die Verantwortung jedes Einzel-
nen, Wasserentnahmen aus Bächen und Flüssen derzeit zu unterlas-
sen“, so Bernhard Vetter, Leiter des Amts für Wasserwirtschaft und  
Bodenschutz im Landratsamt Ortenaukreis. Ab sofort werde sein Amt 
die Einhaltung der wasserrechtlichen Vorschriften verstärkt kontrollie-
ren. Verstöße können Bußgelder bis zu 100.000 Euro nach sich ziehen. 
Eine Alternative zur Wasserentnahme aus Oberflächengewässern könne 
die Grundwasserentnahme über Tiefbrunnen sein. Dies sollte allerdings 
vorher mit der Gemeinde und der Unteren Wasserbehörde des Land-
ratsamtes abgestimmt werden. 

 

Straßenbauarbeiten in Oberharmersbach 
Zwischen Freitag, 5. Juni 2020, ab 8 Uhr und Samstag, 6. Juni, bis  
6 Uhr, erneuert das Straßenbauamt des Landratsamts Ortenaukreis die 
defekte Asphaltdecke der Landstraße 94 (Talstraße). Während dieser 
Bauzeit wird die Talstraße vom Abzweig in den Kirchweg bis zur Tal -
straße 52 voll gesperrt. Der aus Zell am Harmersbach kommende Ver-
kehr, bis zum zulässigen Gesamtgewicht von 1,8 Tonnen, wird über 
Nordrach umgeleitet. Fahrzeuge mit einem Gesamtgewicht von mehr als 
1,8 Tonnen müssen über Offenburg nach Oppenau-Löcherberg fahren. 
Die Umleitungen sind ausgeschildert.   
Das Straßenbauamt bittet die Anwohner und Verkehrsteilnehmer um 
Verständnis für die Beeinträchtigungen während dieser notwendigen 
Sanierungsmaßnahme. 

Ortenaukreis saniert Kreisstraße zwischen 
Rammersweier und Unterweiler 
Nach Abschluss der Bauarbeiten für die neue Querungshilfe in Unter-
weiler beginnt am Donnerstag, 28. Mai, die Fahrbahnsanierung der Dur-
bacher Straße im Abschnitt Deponie Rammersweier bis Unterweiler. Für 
die erforderlichen Asphaltfräsarbeiten und die abschließende Erneue-
rung der Asphaltdeckschicht wird der Bauabschnitt am 28.05.2020 zwi-
schen 6 Uhr und 19 Uhr vollgesperrt. Eine weitere Vollsperrung für die 
abschließenden Asphaltarbeiten folgt am Dienstag, 2. Juni, ab 4 Uhr bis 
Donnerstag, 4. Juni, bis 6 Uhr. Die Zufahrt zur Deponie Rammersweier 
bleibt während der gesamten Bauzeit geöffnet. Während der Vollsperr-
ungstermine wird eine überörtliche Umleitung über die Moltkestraße- 
Bohlsbacher Straße-Ebersweier- Unterweiler aus beiden Richtungen 
eingerichtet. Für die direkt betroffenen Firmen und Anwohner wird eine 
innerörtliche Umleitung im Bereich Unterweiler eingerichtet. Der Bauzei-
tenplan geht von einer guten Witterung aus. Sollte schlechtes Wetter, 
insbesondere Regen eintreten, verzögern sich die Bauarbeiten entspre-
chend. Das Straßenbauamt bittet die Verkehrsteilnehmer sowie die  
betroffenen Anwohner für die Behinderungen um Verständnis.   

Sommer im Glas: Ernährungszentrum Ortenau 
gibt Tipps zur Marmeladenherstellung 
Es ist Erdbeerzeit in der Ortenau, bald reifen Kirschen, Zwetschgen, Jo-
hannisbeeren und Vieles mehr. Wer die Königin der Früchte und andere 
heimische Beeren, Stein- und Kernobstsorten das ganze Jahr über ge-
nießen möchte, kann mit ein paar Kniffen ganz einfach und ganz nach 
seinem eigenen Gusto selbst Marmeladen herstellen. „Seien Sie kreativ, 
nahezu alle Obstsorten können miteinander kombiniert werden“, weiß  
Ilse Hille vom Ernährungszentrum Ortenau. „Probieren sie auch einmal 
Gewürze, wie grüner Pfeffer, Vanille, Lavendel oder Basilikum“, so die 
Fachfrau weiter. Zusätzlich zu frischem könne tiefgefrorenes Obst vom 
letzten Jahr verbraucht werden, bevor die neue Saison beginnt. Der 
Phantasie seien keine Grenzen gesetzt und besonders die ausgefalle-
nen Mischungen seien gefragte Mitbringsel und Geschenke. Aktuell bie-
tet sich eine Mischung aus Erdbeeren mit Rhabarber an, ein besonderer 
Genuss ist auch eine Holunderblüten-Erdbeer-Marmelade. Um ein gutes 
Ergebnis zu erhalten sollten folgende Tipps beachtet werden: 
• Verwenden sie nur einwandfreies Obst. 
• Nicht mehr als 1 kg Früchte pro Kochvorgang verarbeiten. Menge  

genau nach Rezept abwiegen – bei Gelee entsprechend weniger. 
• Der Kochtopf sollte nur bis zur Hälfte gefüllt sein. 
• Gelierzucker grundsätzlich mit dem kalten Obstbrei anrühren, dann 

erst zum Kochen bringen. Die Masse immer gut sprudelnd kochen 
lassen, und zwar die ganze angegebene Kochzeit lang.  

• Von Anfang an gründlich rühren, damit die Konfitüre nicht am Topfbo-
den ansetzt.  

• Nur saubere, intakte Gläser und Deckel verwenden. Diese vorher heiß 
ausspülen, nicht abtrocknen, mit der Öffnung nach unten auf ein mit 
einem sauberen Geschirrtuch ausgelegtes Tablett stellen. 

• Gelierprobe herstellen: Einen Tropfen Marmelade auf einen kalten Tel-
ler geben, geliert dieser nicht, weiter kochen lassen, bis die Konfitüre 
die gewünschte Konsistenz hat. 

• Konfitüre heiß einfüllen, dazu einen Einfülltrichter verwenden. Gläser 
bis zum Rand befüllen, sofort fest verschließen. Durch das randvolle 
Befüllen der Gläser entfällt das auf den Kopf stellen.  

• Gläser noch mit Inhalt und Datum beschriften, bis zum Verbrauch kühl und 
dunkel lagern, so bleiben Aroma und Inhaltsstoffe am besten erhalten. 

Übrigens: Rezepte für Marmeladen, Gerichte aus regionalen Produkten, 
eine kreative Resteküche und Vieles mehr gibt es auf der Internetseite 
des Ernährungszentrums Ortenau unter www.ez-ortenau.de sowie in  
Videoclips auf der Facebookseite des Ortenaukreises und auf Youtube. 
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